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B-VG Art. 133 heute
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B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. VWGVG § 28 heute
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W105 2288514-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. BENDA Uber die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA.
Afghanistan, vertreten durch die BBU GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
09.02.2024, ZI. 1274026210/231672150, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag.
BENDA Uber die Beschwerde von rémisch XXXX , geb. rdmisch XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch die BBU GmbH,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 09.02.2024, ZI. 1274026210/231672150, zu
Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemaf3 § 28 Abs. 2 Z 1 VWGVG iVm. § 68 AVG als unbegrindet abgewiesen.A) Die Beschwerde
wird gemaR Paragraph 28, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG in Verbindung mit Paragraph 68, AVG als unbegriindet
abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1.1. Der Beschwerdefihrer reiste unter Umgehung der Einreisebestimmungen in das Osterreichische Bundesgebiet ein
und stellte am 02.02.2021 seinen ersten Antrag auf internationalen Schutz und wurde am selben Tag vor einem Organ
des offentlichen Sicherheitsdienstes erstbefragt.

1.2. Hierbei gab der Beschwerdefiihrer hinsichtlich seiner Fluchtgriinde an, dass er das Land wegen Privatpersonen,

die seine Feinde gewesen seien, verlassen habe.

Im Rahmen seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesamt fuUr Fremdenwesen und Asyl (BFA) am
09.06.2021 gab der Beschwerdefihrer bezlglich seiner Fluchtgrinde an, dass ein Mullah seine Frau heiraten habe
wollen, diese habe die Ehe mit diesem Mann jedoch nicht wollen. Als der Beschwerdeflihrer seine Frau kennengelernt
habe, habe diese ihm davon erzahlt und seien sie sodann gemeinsam geflichtet.

1.3. Mit Bescheid des BFA vom 03.02.2022, ZI. 1274026210/210148873, wurde dieser erste Antrag des
Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz beztiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 3
Abs. 1 iVm§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.). GemaR 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 wurde dem
Beschwerdefihrer der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt I.) und ihm wurde eine
befristete Aufenthaltsberechtigung flr subsididr Schutzberechtigte gemal 8 8 Abs. 4 AsylG 2005 fur ein Jahr erteilt
(Spruchpunkt [11.).1.3. Mit Bescheid des BFA vom 03.02.2022, ZI. 1274026210/210148873, wurde dieser erste Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaf}
Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt
rémisch eins.). Gemal Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 wurde dem Beschwerdeflihrer der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt rémisch 11.) und ihm wurde eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur

subsidiar Schutzberechtigte gemald Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 ftir ein Jahr erteilt (Spruchpunkt rémisch II1.).

Die befristete Aufenthaltsberechtigung des Beschwerdefiihrers gemalR § 8 Abs. 4 AsylG wurde zuletzt mit Bescheid des
BFA vom 26.06.2023 bis zum 07.07.2025 verlangert. Die befristete Aufenthaltsberechtigung des Beschwerdefuhrers
gemal Paragraph 8, Absatz 4, AsylG wurde zuletzt mit Bescheid des BFA vom 26.06.2023 bis zum 07.07.2025
verlangert.

2.1. Am 28.08.2023 stellte der Beschwerdeflihrer den verfahrensgegenstandlichen Folgeantrag. Nach Vorhalt seines
rechtskraftig abgeschlossenen Verfahrens und der Frage nach den Grinden fur seine neuerliche Asylantragstellung
brachte der Beschwerdefiihrer vor wie folgt: ,Meine Frau und meine Tochter sind jetzt in Osterreich asylberechtigt. Ich
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habe nur subsididren Schutzstatus. Es besteht jederzeit die Méglichkeit, dass mein Aufenthalt nicht mehr verlangert
wird. In Afghanistan ist die Lage seitdem die Taliban die Macht Gbernommen haben, sehr schlecht. Deshalb méchte ich
erneut um Asyl ansuchen.”

Befragt zu seinen Beflrchtungen im Falle einer Rickkehr gab er an: ,Ich habe Angst um mein Leben. Ich méchte nicht
getrennt von meiner Familie leben.”

In seiner Einvernahme vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (BFA) am 03.10.2023 brachte der
Beschwerdefiihrer auf die Frage nach den Griinden fur seine neuerliche Asylantragstellung an, dass sein Kind und
seine Frau in Osterreich Asyl hitten und er nur subsididren Schutz habe. Er sei deswegen sehr besorgt und lebe unter
Angst, dass es sein kdnne, dass der Schutz nicht verldngert werde. Auch seine Frau sei deshalb unter Stress. Die
Taliban hatten aul3erdem die Macht in Afghanistan und habe er Angst vor einer Abschiebung.

Befragt, inwiefern der Beschwerdefihrer von einer Lageanderung in Afghanistan betroffen sei, da die Machtanderung
bereits im August 2021 erfolgt sei, gab der Beschwerdefiihrer an, dass er es auch bereits bei seinem ersten Verfahren
thematisiert habe.

2.2. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid des BFA vom 09.02.2024 wurde der Antrag auf internationalen Schutz
vom 28.08.2023 hinsichtlich des Status des Asylberechtigten gemaR § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache
zurlickgewiesen.2.2. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid des BFA vom 09.02.2024 wurde der Antrag auf
internationalen Schutz vom 28.08.2023 hinsichtlich des Status des Asylberechtigten gemal Paragraph 68, Absatz eins,
AVG wegen entschiedener Sache zurtickgewiesen.

In der Begriindung dieses Bescheides wurde der bisherige Verfahrensgang dargestellt und Feststellungen zur Lage in
Afghanistan getroffen. Es wurde weiters festgestellt, dass der Beschwerdefiihrer in Afghanistan keiner asylrelevanten
Verfolgungsgefahr ausgesetzt gewesen sei oder pro futuro aktuell ausgesetzt ware. Es kdnne nicht festgestellt werden,
dass der Beschwerdeflihrer einer neu entstandenen, asylrelevanten Verfolgung oder Bedrohung ausgesetzt sei. Der
far die Entscheidung mafRigebliche Sachverhalt habe sich somit seit Rechtskraft des Vorverfahrens nicht geandert. In
der Beweiswirdigung fuhrte das BFA aus, dass der Beschwerdefiihrer den gegenstandlichen Folgeantrag auf die
Machtergreifung der Taliban im August 2021 und die damit einhergehende Sicherheitslage in Afghanistan gestutzt
habe, die bereits im Vorverfahren genannten Griinde, nicht nach Afghanistan abgeschoben zu werden sowie den
Wunsch der Erlangung desselben Aufenthaltsstatus wie den seiner Partnerin und seiner Tochter. Sofern sich der
Beschwerdefiihrer auf die Erlangung desselben Aufenthaltsstatus wie jenen seiner Partnerin im Zuge des
Familienverfahrens gemaR § 34 AsylG berufen habe, sei dies nicht als asylrelevantes Vorbringen zu werten.
Zusammengefasst werde sohin festgehalten, dass sein neues Vorbringen keine neuen Erkenntnisse zu Tage gebracht
hatte, die flucht-oder asylrechtlich relevante Griinde nach sich gezogen hatten. Dem Beschwerdefiihrer komme der
Status des subsididr Schutzberechtigten zu, sodass er nicht von einer Ruckkehrentscheidung betroffen sei. Aufgrund
oben angefuhrter Grinde sei sein Antrag auf internationalen Schutz hinsichtlich des Status des Asylberechtigten somit
wegen entschiedener Sache gemaR § 68 Abs. 1 AVG zurlickzuweisen. In der Begrindung dieses Bescheides wurde der
bisherige Verfahrensgang dargestellt und Feststellungen zur Lage in Afghanistan getroffen. Es wurde weiters
festgestellt, dass der BeschwerdefUhrer in Afghanistan keiner asylrelevanten Verfolgungsgefahr ausgesetzt gewesen
sei oder pro futuro aktuell ausgesetzt ware. Es kdnne nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflhrer einer neu
entstandenen, asylrelevanten Verfolgung oder Bedrohung ausgesetzt sei. Der fur die Entscheidung maRgebliche
Sachverhalt habe sich somit seit Rechtskraft des Vorverfahrens nicht geandert. In der Beweiswirdigung fiihrte das BFA
aus, dass der Beschwerdeflhrer den gegenstandlichen Folgeantrag auf die Machtergreifung der Taliban im August
2021 und die damit einhergehende Sicherheitslage in Afghanistan gestitzt habe, die bereits im Vorverfahren
genannten Grunde, nicht nach Afghanistan abgeschoben zu werden sowie den Wunsch der Erlangung desselben
Aufenthaltsstatus wie den seiner Partnerin und seiner Tochter. Sofern sich der Beschwerdefiihrer auf die Erlangung
desselben Aufenthaltsstatus wie jenen seiner Partnerin im Zuge des Familienverfahrens gemal Paragraph 34, AsylG
berufen habe, sei dies nicht als asylrelevantes Vorbringen zu werten. Zusammengefasst werde sohin festgehalten,
dass sein neues Vorbringen keine neuen Erkenntnisse zu Tage gebracht hatte, die flucht-oder asylrechtlich relevante
Grinde nach sich gezogen hatten. Dem Beschwerdefihrer komme der Status des subsididr Schutzberechtigten zu,
sodass er nicht von einer Ruckkehrentscheidung betroffen sei. Aufgrund oben angeflhrter Grinde sei sein Antrag auf
internationalen Schutz hinsichtlich des Status des Asylberechtigten somit wegen entschiedener Sache gemaf
Paragraph 68, Absatz eins, AVG zurlickzuweisen.
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Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdefiihrer am 15.02.2024 gegen Ubernahmebestétigung ausgefolgt.

2.3. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer durch seinen bevollmachtigten Vertreter fristgerecht mit
Schriftsatz vom 14.03.2024 Beschwerde. Darin wurde vorgebracht, dass er den gegenstandlichen Folgeantrag gestellt
habe, da die Taliban in Afghanistan die Macht Gbernommen hatten und er beflrchte, als Unglaubiger bzw.
~verwestlichter” Ruckkehrer nach langjahrigem Aufenthalt in Europa durch die Taliban verfolgt zu werden. Er fiirchte
aufgrund der Verfolgungsgriinde seiner Frau im Blickfeld der Taliban zu stehen und von diesen, da sie ihm eine
oppositionelle Gesinnung (zumindest) unterstellen wirden, verfolgt zu werden. Der Beschwerdeflhrer sei daher

Flichtling im Sinne der GFK. Beantragt wurde die Durchfihrung einer mindlichen Beschwerdeverhandlung.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Zur Person des Beschwerdefiihrers:

Der Beschwerdefuhrer ist afghanischer Staatsangehoriger und gehort der Volksgruppe der Tadschiken an. Er bekennt
sich zur sunnitischen Glaubensrichtung des Islam. Die Muttersprache des Beschwerdefuhrers ist Dari. Der
Beschwerdefihrer ist in der Provinz Balkh in der Stadt Mazar-e Sharif geboren und hat dort bis zum Jahr 2019 gelebt.
Er reiste Uber den Iran, die Turkei, Griechenland, Albanien, Montenegro, Bosnien, Kroatien und Slowenien schlieRlich

nach Osterreich.

Der Beschwerdefuhrer ist mit XXXX , StA. Afghanistan, seit 01.02.2024 traditionell verheiratet und hat mit dieser eine
gemeinsame Tochter, XXXX . Die Ehegattin sowie die Tochter des Beschwerdefihrers sind in Osterreich asylberechtigt.
Der Beschwerdefiihrer lebt mit seiner Ehegattin und seinem Kind im gemeinsamen Haushalt. Der Beschwerdeflhrer
ist mit romisch XXXX , StA. Afghanistan, seit 01.02.2024 traditionell verheiratet und hat mit dieser eine gemeinsame
Tochter, rémisch XXXX . Die Ehegattin sowie die Tochter des Beschwerdefiihrers sind in Osterreich asylberechtigt. Der

Beschwerdefihrer lebt mit seiner Ehegattin und seinem Kind im gemeinsamen Haushalt.

Der Beschwerdeflhrer befindet sich spatestens seit 02.02.2021 im Bundesgebiet und ist illegal eingereist. Er stellte am

selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz.

Dem Beschwerdeflihrer wurde mit Bescheid des BFA vom 03.02.2022, ZI. 1274026210/210148873, der Status des
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt und wurde ihm unter einem wurde eine befristete Aufenthaltsberechtigung
far subsididr Schutzberechtigte gemal3 § 8 Abs. 4 AsylG 2005 fur ein Jahr erteilt. Diese wurde sodann zuletzt bis
07.07.2025 verlangert. Dem Beschwerdefihrer wurde mit Bescheid des BFA vom 03.02.2022, ZI.
1274026210/210148873, der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt und wurde ihm unter einem wurde
eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur subsidiar Schutzberechtigte gemal3 Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 fur
ein Jahr erteilt. Diese wurde sodann zuletzt bis 07.07.2025 verlangert.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafrechtlich unbescholten.

Der Beschwerdefiihrer hat keine "westliche Lebenseinstellung" angenommen, welche im Widerspruch zur

Gesellschaftsordnung in Afghanistan steht.

Festgestellt wird, dass der Beschwerdeflhrer seit der Rechtskraft der letzten Entscheidung Uber seinen ersten
Asylantrag kein neues entscheidungsrelevantes individuelles Vorbringen glaubhaft dartun konnte. Er bezieht sich in
seinem zweiten Antrag auf internationalen Schutz auf die Fluchtgrinde, die er bereits im ersten, rechtskraftig negativ
entschiedenen Asylverfahren geltend gemacht hat.

Eine entscheidungswesentliche Anderung des Sachverhalts oder im Herkunftsstaat des Antragstellers ist seit der
rechtskraftigen Entscheidung des BFA vom 03.02.2022 nicht eingetreten.

1.2. Zur maligeblichen Lage in Afghanistan:
Politische Lage
Letzte Anderung 2023-09-21 13:02

Die politischen Rahmenbedingungen in Afghanistan haben sich mit der Machtibernahme durch die Taliban im August
2021 grundlegend verandert (AA 26.6.2023). Die Taliban sind zu der ausgrenzenden, auf die Paschtunen
ausgerichteten, autokratischen Politik der Taliban-Regierung der spaten 1990er-Jahre zurtickgekehrt (UNSC 1.6.2023).
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Sie bezeichnen ihre Regierung als das "Islamische Emirat Afghanistan" (USIP 17.8.2022; vgl. VOA 1.10.2021), den Titel
des ersten Regimes, das sie in den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte
andauernden Aufstands auch fur sich selbst verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Fiihrer, den Emir, herum
organisiert, von dem man glaubt, dass er von Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates
und der Gesellschaft zu beaufsichtigen. Seit ihrer Machtibernahme hat die Gruppe jedoch nur vage erklart, dass sie im
Einklang mit dem "islamischen Recht und den afghanischen Werten" regieren wird, und hat nur selten die rechtlichen
oder politischen Grundsatze dargelegt, die ihre Regeln und Verhaltensweisen bestimmen (USIP 17.8.2022). Die
Verfassung von 2004 ist de facto ausgehebelt. Ankiindigungen Uber die Erarbeitung einer neuen Verfassung sind
bislang ohne sichtbare Folgen geblieben. Die Taliban haben begonnen, staatliche und institutionelle Strukturen an ihre
religisen und politischen Vorstellungen anzupassen. Im September 2022 betonte der Justizminister der Taliban, dass
eine Verfassung fUr Afghanistan nicht notwendig sei (AA 26.6.2023). Die politischen Rahmenbedingungen in
Afghanistan haben sich mit der Machtibernahme durch die Taliban im August 2021 grundlegend verandert (AA
26.6.2023). Die Taliban sind zu der ausgrenzenden, auf die Paschtunen ausgerichteten, autokratischen Politik der
Taliban-Regierung der spaten 1990er-Jahre zurlckgekehrt (UNSC 1.6.2023). Sie bezeichnen ihre Regierung als das
"Islamische Emirat Afghanistan" (USIP 17.8.2022; vergleiche VOA 1.10.2021), den Titel des ersten Regimes, das sie in
den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte andauernden Aufstands auch flr sich selbst
verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Fihrer, den Emir, herum organisiert, von dem man glaubt, dass er von
Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates und der Gesellschaft zu beaufsichtigen. Seit
ihrer Machtibernahme hat die Gruppe jedoch nur vage erklart, dass sie im Einklang mit dem "islamischen Recht und
den afghanischen Werten" regieren wird, und hat nur selten die rechtlichen oder politischen Grundsatze dargelegt, die
ihre Regeln und Verhaltensweisen bestimmen (USIP 17.8.2022). Die Verfassung von 2004 ist de facto ausgehebelt.
Anklndigungen Uber die Erarbeitung einer neuen Verfassung sind bislang ohne sichtbare Folgen geblieben. Die
Taliban haben begonnen, staatliche und institutionelle Strukturen an ihre religiésen und politischen Vorstellungen
anzupassen. Im September 2022 betonte der Justizminister der Taliban, dass eine Verfassung fir Afghanistan nicht
notwendig sei (AA 26.6.2023).

Nach ihrer Machtibernahme in Afghanistan Ubernahmen die Taliban auch schnell staatliche Institutionen (USIP
17.8.2022) und erklarten Haibatullah Akhundzada zu ihrem obersten Fuhrer (Afghan Bios 7.7.2022a; vgl. REU
7.9.2021a; VOA 19.8.2021). Er kundigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den
Gesetzen der Scharia unterworfen werden (ORF 8.9.2021; vgl. DIP 4.1.2023). Haibatullah hat sich dem Druck von auf3en,
seine Politik zu mafigen, widersetzt (UNSC 1.6.2023) und baut seinen Einfluss auf Regierungsentscheidungen auf
nationaler und subnationaler Ebene auch im Jahr 2023 weiter aus (UNGA 20.6.2023). Es gibt keine Anzeichen dafur,
dass andere in Kabul ansassige Taliban-Fihrer die Politik wesentlich beeinflussen kdnnen. Kurz- bis mittelfristig
bestehen kaum Aussichten auf eine Anderung (UNSC 1.6.2023). Innerhalb weniger Wochen kiindigten die Taliban
"Interims"-Besetzungen fur alle Ministerien bis auf ein einziges an, wobei die Organisationsstruktur der vorherigen
Regierung beibehalten wurde (USIP 17.8.2022) - das Ministerium fUr Frauenangelegenheiten blieb unbesetzt und
wurde spater aufgeldst (USIP 17.8.2022; vgl. HRW 4.10.2021). Alle amtierenden Minister waren hochrangige Taliban-
FUhrer; es wurden keine externen politischen Personlichkeiten ernannt, die Uberwaltigende Mehrheit war
paschtunisch, und alle waren Manner. Seitdem haben die Taliban die interne Struktur verschiedener Ministerien
mehrfach geandert und das Ministerium fur die Verbreitung der Tugend und die Verhitung des Lasters wiederbelebt,
das in den 1990er-Jahren als strenge "Sittenpolizei" bertchtigt war, die strenge Vorschriften fir das soziale Verhalten
durchsetzte (USIP 17.8.2022). Bezlglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die
Behorden und Ministerien Ubernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf,
wieder in den Dienst zurtckzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten (ICG 24.8.2021; vgl. USDOS
12.4.2022a), wobei weibliche Angestellte aufgefordert wurden, zu Hause zu bleiben (BBC 19.9.2021; vgl. GD 20.9.2021).
Die fur die Wahlen zustandigen Institutionen, sowie die Unabhdngige Menschenrechtskommission, der Nationale
Sicherheitsrat und die Sekretariate der Parlamentskammern wurden abgeschafft (AA 26.6.2023).Nach ihrer
Machtibernahme in Afghanistan Ubernahmen die Taliban auch schnell staatliche Institutionen (USIP 17.8.2022) und
erklarten Haibatullah Akhundzada zu ihrem obersten Fihrer (Afghan Bios 7.7.2022a; vergleiche REU 7.9.2021a; VOA
19.8.2021). Er kiindigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den Gesetzen der
Scharia unterworfen werden (ORF 8.9.2021; vergleiche DIP 4.1.2023). Haibatullah hat sich dem Druck von auR3en, seine
Politik zu maRigen, widersetzt (UNSC 1.6.2023) und baut seinen Einfluss auf Regierungsentscheidungen auf nationaler



und subnationaler Ebene auch im Jahr 2023 weiter aus (UNGA 20.6.2023). Es gibt keine Anzeichen dafur, dass andere
in Kabul ansassige Taliban-Fuhrer die Politik wesentlich beeinflussen kdnnen. Kurz- bis mittelfristig bestehen kaum
Aussichten auf eine Anderung (UNSC 1.6.2023). Innerhalb weniger Wochen kiindigten die Taliban "Interims"-
Besetzungen fur alle Ministerien bis auf ein einziges an, wobei die Organisationsstruktur der vorherigen Regierung
beibehalten wurde (USIP 17.8.2022) - das Ministerium fur Frauenangelegenheiten blieb unbesetzt und wurde spater
aufgeldst (USIP 17.8.2022; vergleiche HRW 4.10.2021). Alle amtierenden Minister waren hochrangige Taliban-Fuhrer; es
wurden keine externen politischen Persdnlichkeiten ernannt, die Gberwaltigende Mehrheit war paschtunisch, und alle
waren Manner. Seitdem haben die Taliban die interne Struktur verschiedener Ministerien mehrfach geandert und das
Ministerium fur die Verbreitung der Tugend und die Verhltung des Lasters wiederbelebt, das in den 1990er-Jahren als
strenge "Sittenpolizei" berlchtigt war, die strenge Vorschriften fir das soziale Verhalten durchsetzte (USIP 17.8.2022).
Bezlglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die Behérden und Ministerien
Ubernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf, wieder in den Dienst
zurlickzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten (ICG 24.8.2021; vergleiche USDOS 12.4.2022a), wobei
weibliche Angestellte aufgefordert wurden, zu Hause zu bleiben (BBC 19.9.2021; vergleiche GD 20.9.2021). Die fir die
Wahlen zustandigen Institutionen, sowie die Unabhangige Menschenrechtskommission, der Nationale Sicherheitsrat
und die Sekretariate der Parlamentskammern wurden abgeschafft (AA 26.6.2023).

Der Ernennung einer aus 33 Mitgliedern bestehenden geschaftsfilhrenden Ubergangsregierung im September 2021
folgten zahlreiche Neuernennungen und Umbesetzungen auf nationaler, Provinz- und Distriktebene in den folgenden
Monaten, wobei Frauen weiterhin gar nicht und nicht-paschtunische Bevodlkerungsgruppen nur in geringem Umfang
berucksichtigt wurden (AA 26.6.2023).

Die neue Regierung wird von Mohammad Hassan Akhund gefihrt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine Art
Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des hdochsten Fihrungszirkels der Taliban, der sogenannten
Rahbari-Schura, besser bekannt als Quetta-Schura (NZZ 8.9.2021; vgl. REU 7.9.2021b, Afghan Bios 18.7.2023a).Die neue
Regierung wird von Mohammad Hassan Akhund gefiihrt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine Art Premierminister.
Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des hochsten Fihrungszirkels der Taliban, der sogenannten Rahbari-Schura,
besser bekannt als Quetta-Schura (NZZ 8.9.2021; vergleiche REU 7.9.2021b, Afghan Bios 18.7.2023a).

Stellvertretende vorlaufige Premierminister sind Abdul Ghani Baradar (A] 7.9.2021; vgl. REU 7.9.2021b, Afghan Bios
16.2.2022) der die Taliban bei den Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten in Doha vertrat und das Abkommen mit
ihnen am 29.2.2021 unterzeichnete (A] 7.9.2021; vgl. VOA 29.2.2020) und Abdul Salam Hanafi (REU 7.9.2021b; vgl.
Afghan Bios 7.7.2022b) der unter dem ersten Taliban-Regime Bildungsminister war (Afghan Bios 7.7.2022b; vgl. UNSC
0.D.a). Im Oktober 2021 wurde Maulvi Abdul Kabir zum dritten stellvertretenden Premierminister ernannt (Afghan Bios
18.7.2023b; vgl. 8am 5.10.2021, UNGA 28.1.2022).Stellvertretende vorlaufige Premierminister sind Abdul Ghani
Baradar (A 7.9.2021; vergleiche REU 7.9.2021b, Afghan Bios 16.2.2022) der die Taliban bei den Verhandlungen mit den
Vereinigten Staaten in Doha vertrat und das Abkommen mit ihnen am 29.2.2021 unterzeichnete (A] 7.9.2021;
vergleiche VOA 29.2.2020) und Abdul Salam Hanafi (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 7.7.2022b) der unter dem
ersten Taliban-Regime Bildungsminister war (Afghan Bios 7.7.2022b; vergleiche UNSC o.D.a). Im Oktober 2021 wurde
Maulvi Abdul Kabir zum dritten stellvertretenden Premierminister ernannt (Afghan Bios 18.7.2023b; vergleiche 8am
5.10.2021, UNGA 28.1.2022).

Weitere Mitglieder der vorlaufigen Taliban-Regierung sind unter anderem Sirajuddin Haqqgani, der Leiter des Haqqani-
Netzwerkes (Afghan Bios 4.3.2023; vgl. JF 5.11.2021) als Innenminister (REU 7.9.2021b; vgl. Afghan Bios 4.3.2023) und
Amir Khan Mattaqgi als Aulenminister (REU 7.9.2021b; vgl. Afghan Bios 1.3.2023) welcher die Taliban bei den
Verhandlungen mit den Vereinten Nationen vertrat und im ersten Taliban-Regime unter anderem den Posten des
Kulturministers innehatte (Afghan Bios 1.3.2023; vgl. UNSC o.D.b). Der Verteidigungsminister der vorlaufigen Taliban-
Regierung ist Mohammed Yaqoob (REU 7.9.2021b; vgl. Afghan Bios 4.5.2023) dem 2020 der Posten des militarischen
Leiters der Taliban verliehen wurde (Afghan Bios 4.5.2023; vgl. RFE/RL 29.8.2020). Auch hohe Beamte auf subnationaler
Ebene, darunter Provinzgouverneure, Polizeichefs, Abteilungsleiter, Burgermeister und Distriktgouverneure, wurden in
weiterer Folge ernannt (UNGA 28.1.2022; vgl. 8am 5.10.2021). Weitere Mitglieder der vorlaufigen Taliban-Regierung
sind unter anderem Sirajuddin Haqgani, der Leiter des Haqgani-Netzwerkes (Afghan Bios 4.3.2023; vergleiche JF
5.11.2021) als Innenminister (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 4.3.2023) und Amir Khan Mattaqgi als
AuBenminister (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 1.3.2023) welcher die Taliban bei den Verhandlungen mit den



Vereinten Nationen vertrat und im ersten Taliban-Regime unter anderem den Posten des Kulturministers innehatte
(Afghan Bios 1.3.2023; vergleiche UNSC o0.D.b). Der Verteidigungsminister der vorldufigen Taliban-Regierung ist
Mohammed Yaqoob (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 4.5.2023) dem 2020 der Posten des militarischen Leiters
der Taliban verliehen wurde (Afghan Bios 4.5.2023; vergleiche RFE/RL 29.8.2020). Auch hohe Beamte auf subnationaler
Ebene, darunter Provinzgouverneure, Polizeichefs, Abteilungsleiter, Blirgermeister und Distriktgouverneure, wurden in
weiterer Folge ernannt (UNGA 28.1.2022; vergleiche 8am 5.10.2021).

Nach ihrer Machtibernahme kindigten hochrangige Taliban-Fihrer eine weitreichende Generalamnestie an, die
Repressalien fur Handlungen vor der Machtliibernahme durch die Taliban untersagte, auch gegen Beamte und andere
Personen, die mit der Regierung vor dem 15.8.2021 in Verbindung standen (USDOS 12.4.20223; vgl. UNGA 28.1.2022).
Es wird jedoch berichtet, dass diese Amnestie nicht konsequent eingehalten wurde, und es kam zu willklrlichen
Verhaftungen, gezielten Tétungen und Angriffen auf ehemalige afghanische Regierungsmitarbeiter (ANI 20.7.2022; vgl.
USDOS 20.3.2023, UNGA 28.1.2022).Nach ihrer Machtibernahme kindigten hochrangige Taliban-Fihrer eine
weitreichende Generalamnestie an, die Repressalien fir Handlungen vor der Machtibernahme durch die Taliban
untersagte, auch gegen Beamte und andere Personen, die mit der Regierung vor dem 15.8.2021 in Verbindung
standen (USDOS 12.4.2022a; vergleiche UNGA 28.1.2022). Es wird jedoch berichtet, dass diese Amnestie nicht
konsequent eingehalten wurde, und es kam zu willkirlichen Verhaftungen, gezielten Tétungen und Angriffen auf
ehemalige afghanische Regierungsmitarbeiter (ANI 20.7.2022; vergleiche USDOS 20.3.2023, UNGA 28.1.2022).

Sah es in den ersten sechs Monaten ihrer Herrschaft so aus, als ob das Kabinett unter dem Vorsitz des
Premierministers die Regierungspolitik bestimmen wirde, wurden die Minister in groBen und kleinen Fragen
zunehmend vom Emir, Haibatullah Akhundzada, Gberstimmt (USIP 17.8.2022). Diese Dynamik wurde am 23.3.2022
offentlich sichtbar, als der Emir in letzter Minute die lange versprochene Ruckkehr der Madchen in die Oberschule
kippte (USIP 17.8.2022; vgl. RFE/RL 24.3.2022, UNGA 15.6.2022), was Experten als ein Zeichen fur eine Spaltung der
Gruppe in Bezug auf die kinftige Ausrichtung der Herrschaft in Afghanistan bezeichnen (GD 6.7.2022). Seitdem sind
die Madchenbildung und andere umstrittene Themen ins Stocken geraten, da pragmatische Taliban-Fihrer dem Emir
nachgeben, der sich von ultrakonservativen Taliban-Klerikern beraten lasst. Auslandische Diplomaten haben
begonnen, von "duellierenden Machtzentren" zwischen den in Kabul und Kandahar ansassigen Taliban zu sprechen
(USIP 17.8.2022) und es gibt auch Kritik innerhalb der Taliban, beispielsweise als im Mai 2022 ein hochrangiger Taliban-
Beamter als erster die Taliban-FUhrung offen fur ihre repressive Politik in Afghanistan kritisierte (RFE/RL 3.6.2022a).
Doch der Emir und sein Kreis von Beratern und Vertrauten in Kandahar kontrollieren nicht jeden Aspekt der
Regierungsfiihrung. Mehrere Ad-hoc-Ausschiisse wurden ernannt, um die Politik zu untersuchen und einen Konsens
zu finden, wahrend andere Ausschiisse Prozesse wie die Verséhnung und die Rlckkehr politischer Persdnlichkeiten
nach Afghanistan umsetzen. Viele politische MaBnahmen unterscheiden sich immer noch stark von einer Provinz zur
anderen des Landes. Die Taliban-Beamten haben sich, wie schon wahrend ihres Aufstands, als flexibel erwiesen, je
nach den Erwartungen der lokalen Gemeinschaften. DarUber hinaus werden viele Probleme nach wie vor Uber
personliche Beziehungen zu einflussreichen Taliban-Figuren geldst, unabhangig davon, ob deren offizielle Position in
der Regierung fir das Problem verantwortlich ist (USIP 17.8.2022).Sah es in den ersten sechs Monaten ihrer Herrschaft
so aus, als ob das Kabinett unter dem Vorsitz des Premierministers die Regierungspolitik bestimmen wirde, wurden
die Minister in groRBen und kleinen Fragen zunehmend vom Emir, Haibatullah Akhundzada, Utberstimmt (USIP
17.8.2022). Diese Dynamik wurde am 23.3.2022 offentlich sichtbar, als der Emir in letzter Minute die lange
versprochene Ruickkehr der Madchen in die Oberschule kippte (USIP 17.8.2022; vergleiche RFE/RL 24.3.2022, UNGA
15.6.2022), was Experten als ein Zeichen fur eine Spaltung der Gruppe in Bezug auf die kinftige Ausrichtung der
Herrschaft in Afghanistan bezeichnen (GD 6.7.2022). Seitdem sind die Madchenbildung und andere umstrittene
Themen ins Stocken geraten, da pragmatische Taliban-Fihrer dem Emir nachgeben, der sich von ultrakonservativen
Taliban-Klerikern beraten l3asst. Auslandische Diplomaten haben begonnen, von "duellierenden Machtzentren"
zwischen den in Kabul und Kandahar ansassigen Taliban zu sprechen (USIP 17.8.2022) und es gibt auch Kritik innerhalb
der Taliban, beispielsweise als im Mai 2022 ein hochrangiger Taliban-Beamter als erster die Taliban-Fihrung offen fur
ihre repressive Politik in Afghanistan kritisierte (RFE/RL 3.6.2022a). Doch der Emir und sein Kreis von Beratern und
Vertrauten in Kandahar kontrollieren nicht jeden Aspekt der Regierungsfihrung. Mehrere Ad-hoc-Ausschisse wurden
ernannt, um die Politik zu untersuchen und einen Konsens zu finden, wahrend andere Ausschisse Prozesse wie die
Verséhnung und die Ruckkehr politischer Persénlichkeiten nach Afghanistan umsetzen. Viele politische MaBnahmen
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schon wahrend ihres Aufstands, als flexibel erwiesen, je nach den Erwartungen der lokalen Gemeinschaften. Dartber
hinaus werden viele Probleme nach wie vor Uber persdnliche Beziehungen zu einflussreichen Taliban-Figuren geldst,
unabhdangig davon, ob deren offizielle Position in der Regierung fur das Problem verantwortlich ist (USIP 17.8.2022).

In seiner traditionellen jahrlichen Botschaft zum muslimischen Feiertag Eid al-Fitr sagte Haibatullah Akhundzada, sein
Land winsche sich positive Beziehungen zu seinen Nachbarn, den islamischen Landern und der Welt, doch durfe sich
kein Land in deren innere Angelegenheiten einmischen. Er vermied es, direkt auf das Bildungsverbot von Madchen
und die Beschaftigungseinschrankungen von Frauen einzugehen, sagte jedoch, dass die Taliban-Regierung
bedeutende Reformen in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft, Medien und anderen Bereichen eingeleitet habe,
und "die schlechten intellektuellen und moralischen Auswirkungen der 20-jahrigen Besatzung" seien dabei, zu Ende zu
gehen(AnA 18.4.2023; vgl. BAMF 30.6.2023).In seiner traditionellen jahrlichen Botschaft zum muslimischen Feiertag Eid
al-Fitr sagte Haibatullah Akhundzada, sein Land winsche sich positive Beziehungen zu seinen Nachbarn, den
islamischen Landern und der Welt, doch durfe sich kein Land in deren innere Angelegenheiten einmischen. Er vermied
es, direkt auf das Bildungsverbot von Madchen und die Beschaftigungseinschrankungen von Frauen einzugehen, sagte
jedoch, dass die Taliban-Regierung bedeutende Reformen in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft, Medien und
anderen Bereichen eingeleitet habe, und "die schlechten intellektuellen und moralischen Auswirkungen der 20-
jahrigen Besatzung" seien dabei, zu Ende zu gehen(AnA 18.4.2023; vergleiche BAMF 30.6.2023).

Anfang Juni 2023 wurde berichtet, dass es Anzeichen dafiir gibt, dass die Taliban die Stadt Kandahar zu ihrem
StUtzpunkt machen wirden. Dies wir als ein Zeichen fur den schwindenden Einfluss der gemaligteren Taliban-
Mitglieder in der Hauptstadt Kabul gesehen, wahrend das Regime seine repressive Politik weiter verscharft. In den
letzten Monaten haben Vertreter des Regimes Delegationen aus Japan und Katar nach Kandahar eingeladen, anstatt
sich mit anderen Beamten in Kabul zu treffen. Der oberste Sprecher der Taliban, Zabihullah Mudschahid, und ein
zweiter Informationsbeauftragter aus Nordafghanistan, Inamullah Samangani, wurden von ihren Biros in Kabul nach
Kandahar verlegt (WP 5.6.2023; vgl. BAMF 30.6.2023).Anfang Juni 2023 wurde berichtet, dass es Anzeichen dafir gibt,
dass die Taliban die Stadt Kandahar zu ihrem Stltzpunkt machen wirden. Dies wir als ein Zeichen fur den
schwindenden Einfluss der gemaRigteren Taliban-Mitglieder in der Hauptstadt Kabul gesehen, wahrend das Regime
seine repressive Politik weiter verscharft. In den letzten Monaten haben Vertreter des Regimes Delegationen aus Japan
und Katar nach Kandahar eingeladen, anstatt sich mit anderen Beamten in Kabul zu treffen. Der oberste Sprecher der
Taliban, Zabihullah Mudschahid, und ein zweiter Informationsbeauftragter aus Nordafghanistan, Inamullah
Samangani, wurden von ihren Buiros in Kabul nach Kandahar verlegt (WP 5.6.2023; vergleiche BAMF 30.6.2023).

Bisher hat noch kein Land die Regierung der Taliban anerkannt (TN 30.10.2022; vgl. REU 15.6.2023) dennoch sind
Vertreter aus Indien, China, Usbekistan, der Europdischen Union, Russland und den Vereinigten Arabischen Emiraten
in Kabul prasent (TN 30.10.2022). Im Marz 2023 gab der Taliban-Sprecher Zabihullah Mujahid bekannt, dass
Diplomaten in mehr als 14 Lander, unter anderem Iran, Turkei, Pakistan, Russland, China und Kazakhstan, entsandt
wurden, um die diplomatischen Vertretungen im Ausland zu UGbernehmen (PBS 25.3.2023; vgl. Ol 25.3.2023).Bisher hat
noch kein Land die Regierung der Taliban anerkannt (TN 30.10.2022; vergleiche REU 15.6.2023) dennoch sind Vertreter
aus Indien, China, Usbekistan, der Europaischen Union, Russland und den Vereinigten Arabischen Emiraten in Kabul
prasent (TN 30.10.2022). Im Marz 2023 gab der Taliban-Sprecher Zabihullah Mujahid bekannt, dass Diplomaten in
mehr als 14 Lander, unter anderem lIran, Turkei, Pakistan, Russland, China und Kazakhstan, entsandt wurden, um die
diplomatischen Vertretungen im Ausland zu Ubernehmen (PBS 25.3.2023; vergleiche Ol 25.3.2023).

Im Mai 2023 traf sich der AuBenminister der Taliban, Khan Muttagi mit seinen Amtskollegen aus Pakistan und China in
Islamabad. Im Mittelpunkt des Treffens stand die Einbeziehung Afghanistans in den chinesisch-pakistanischen
Wirtschaftskorridor (OPEC) sowie die Situation von Frauen in Afghanistan (AnA 5.5.2023; vgl. VOA 6.5.2023).Im Mai
2023 traf sich der AuBenminister der Taliban, Khan Muttagi mit seinen Amtskollegen aus Pakistan und China in
Islamabad. Im Mittelpunkt des Treffens stand die Einbeziehung Afghanistans in den chinesisch-pakistanischen
Wirtschaftskorridor (OPEC) sowie die Situation von Frauen in Afghanistan (AnA 5.5.2023; vergleiche VOA 6.5.2023).

Sicherheitslage
Letzte Anderung 2023-09-15

Seit der Machtibernahme der Taliban in Kabul am 15.8.2021 ist das allgemeine AusmalR des Konfliktes
zurlickgegangen (UNGA 28.1.2022, vgl. UNAMA 27.6.2023). Nach Angaben der Vereinten Nationen gab es



beispielsweise weniger konfliktbedingte Sicherheitsvorfalle wie bewaffnete Zusammenstof3e, Luftangriffe und
improvisierte Sprengsatze (IEDs) (UNGA 28.1.2022) sowie eine geringere Zahl von Opfern unter der Zivilbevdlkerung
(UNAMA 27.6.2023; vgl. UNAMA 7.2022). Die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) hat jedoch
weiterhin ein erhebliches Ausmal3 an zivilen Opfern durch vorsatzliche Angriffe mit improvisierten Sprengsatzen (IEDs)
dokumentiert (UNAMA 27.6.2023).Seit der Machtubernahme der Taliban in Kabul am 15.8.2021 ist das allgemeine
Ausmal? des Konfliktes zurlickgegangen (UNGA 28.1.2022, vergleiche UNAMA 27.6.2023). Nach Angaben der Vereinten
Nationen gab es beispielsweise weniger konfliktbedingte Sicherheitsvorfdlle wie bewaffnete Zusammenstolie,
Luftangriffe und improvisierte Sprengsatze (IEDs) (UNGA 28.1.2022) sowie eine geringere Zahl von Opfern unter der
Zivilbevolkerung (UNAMA 27.6.2023; vergleiche UNAMA 7.2022). Die Hilfsmission der Vereinten Nationen in
Afghanistan (UNAMA) hat jedoch weiterhin ein erhebliches Ausmalf3 an zivilen Opfern durch vorsatzliche Angriffe mit
improvisierten Sprengsatzen (IEDs) dokumentiert (UNAMA 27.6.2023).

UNAMA registrierte zwischen dem 15.08.2021 und dem 30.05.2023 mindestens 3.774 zivile Opfer, davon 1.095 Tote
(UNAMA 27.6.2023; vgl. AA 26.6.2023). Im Vergleich waren es in den ersten sechs Monaten nach der Machtiibernahme
der Taliban 1.153 zivile Opfer, davon 397 Tote, wahrend es in der ersten Jahreshélfte 2021 (also vor der
Machtibernahme der Taliban) 5.183 zivile Opfer, davon 1.659 Tote gab. In der Mehrzahl handelte es sich um
Anschlage durch Selbstmordattentater und IEDs. Bei Anschlagen auf religidse Statten wurden 1.218 Opfer, inkl. Frauen
und Kinder, verletzt oder getdtet. 345 Opfer wurden unter den mehrheitlich schiitischen Hazara gefordert. Bei
Angriffen auf die Taliban wurden 426 zivile Opfer registriert (AA 26.6.2023).UNAMA registrierte zwischen dem
15.08.2021 und dem 30.05.2023 mindestens 3.774 zivile Opfer, davon 1.095 Tote (UNAMA 27.6.2023; vergleiche AA
26.6.2023). Im Vergleich waren es in den ersten sechs Monaten nach der Machtibernahme der Taliban 1.153 zivile
Opfer, davon 397 Tote, wahrend es in der ersten Jahreshalfte 2021 (also vor der Machtiibernahme der Taliban) 5.183
zivile Opfer, davon 1.659 Tote gab. In der Mehrzahl handelte es sich um Anschlage durch Selbstmordattentater und
IEDs. Bei Anschlagen auf religiose Statten wurden 1.218 Opfer, inkl. Frauen und Kinder, verletzt oder getotet. 345
Opfer wurden unter den mehrheitlich schiitischen Hazara gefordert. Bei Angriffen auf die Taliban wurden 426 zivile
Opfer registriert (AA 26.6.2023).

Nach Angaben der Vereinten Nationen entwickelten sich die sicherheitsrelevanten Vorfalle seit der Machtiibernahme
der Taliban folgend:

19.8.2021 - 31.12.2021: 985 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rickgang von 91 % gegenliber dem Vorjahr) (UNGA
28.1.2022)

1.1.2022 - 21.5.2022: 2.105 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rickgang von 467 % gegenlUber dem Vorjahr) (UNGA
15.6.2022)

22.5.2022 - 16.8.2022: 1.642 sicherheitsrelevante Vorfalle (Ruckgang von 77,5 % gegenUber dem Vorjahr) (UNGA
14.9.2022)

17.8.2022 - 13.11.2022: 1,587 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 23 % gegenlUber dem Vorjahr) (UNGA
7.12.2022)

14.11.2022 - 31.1.2023: 1,088 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 10 % gegenlUber dem Vorjahr) (UNGA
27.2.2023)

1.2.2023 - 20.5.2023: 1.650 sicherheitsrelevante Vorfalle (Riickgang von 1 % gegeniber dem Vorjahr) (UNGA 20.6.2023)

Ende 2022 und in der ersten Halfte des Jahres 2023 nehmen die ZusammenstoRe zwischen bewaffneten
Gruppierungen und den Taliban weiter ab (UNGA 27.2.2023; vgl. UNGA 20.6.2023). Die Nationale Widerstandsfront, die
Afghanische Freiheitsfront und die Bewegung zur Befreiung Afghanistans (ehemals Afghanische Befreiungsfront)
bekannten sich zu Anschlagen in den Provinzen Helmand, Kabul, Kandahar, Kapisa, Nangarhar, Nuristan und Panjsher
(UNGA 27.2.2023). Die dem Taliban-Verteidigungsministerium unterstehenden Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin
Operationen gegen Oppositionskampfer durch, darunter am 11.4.2023 eine Operation gegen die Afghanische
Freiheitsfront im Bezirk Salang in der Provinz Parwan, bei der Berichten zufolge acht Oppositionskampfer getotet
wurden (UNGA 20.6.2023).Ende 2022 und in der ersten Halfte des Jahres 2023 nehmen die ZusammenstoRe zwischen
bewaffneten Gruppierungen und den Taliban weiter ab (UNGA 27.2.2023; vergleiche UNGA 20.6.2023). Die Nationale
Widerstandsfront, die Afghanische Freiheitsfront und die Bewegung zur Befreiung Afghanistans (ehemals Afghanische



Befreiungsfront) bekannten sich zu Anschldgen in den Provinzen Helmand, Kabul, Kandahar, Kapisa, Nangarhar,
Nuristan und Panjsher (UNGA 27.2.2023). Die dem Taliban-Verteidigungsministerium unterstehenden Sicherheitskrafte
flhrten weiterhin Operationen gegen Oppositionskampfer durch, darunter am 11.4.2023 eine Operation gegen die
Afghanische Freiheitsfront im Bezirk Salang in der Provinz Parwan, bei der Berichten zufolge acht Oppositionskampfer
getdtet wurden (UNGA 20.6.2023).

Die Vereinten Nationen berichten, dass Afghanistan nach wie vor ein Ort von globaler Bedeutung fir den Terrorismus
ist, da etwa 20 terroristische Gruppen in dem Land operieren. Es wird vermutet, dass das Ziel dieser Terrorgruppen
darin besteht, ihren jeweiligen Einfluss in der Region zu verbreiten und theokratische Quasi-Staatsgebilde zu errichten
(UNSC 25.7.2023). Die Grenzen zwischen Mitgliedern von Al-Qaida und mit ihr verbundenen Gruppen, einschlieBlich
TTP (Tehreek-e Taliban Pakistan), und ISKP (Islamic State Khorasan Province) sind zuweilen flieRend, wobei sich
Einzelpersonen manchmal mit mehr als einer Gruppe identifizieren und die Tendenz besteht, sich der dominierenden
oder aufsteigenden Macht zuzuwenden (UNSC 25.7.2023).

Hatten sich die Aktivitaten des ISKP nach der Machtibernahme der Taliban zunachst verstarkt (UNGA 28.1.2022; vgl.
UNGA 15.6.2022, UNGA 14.9.2022, UNGA 7.12.2022) so nahmen die im Lauf des Jahres 2022 (UNGA 7.12.2022; vgl.
UNGA 27.2.2023) und in der ersten Halfte des Jahres 2023 wieder ab (UNGA 20.6.2023). Die Gruppe verUbte weiterhin
Anschlage auf die Zivilbevdlkerung, insbesondere auf die schiitischen Hazara (HRW 12.1.2023). Die Taliban-
Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin Operationen zur Bekdmpfung des ISKP durch, unter anderem in den Provinzen
Kabul, Herat, Balkh, Faryab, Jawzjan, Nimroz, Parwan, Kunduz und Takhar (UNGA 20.6.2023).Hatten sich die Aktivitaten
des ISKP nach der Machtibernahme der Taliban zunachst verstarkt (UNGA 28.1.2022; vergleiche UNGA 15.6.2022,
UNGA 14.9.2022, UNGA 7.12.2022) so nahmen die im Lauf des Jahres 2022 (UNGA 7.12.2022; vergleiche UNGA
27.2.2023) und in der ersten Halfte des Jahres 2023 wieder ab (UNGA 20.6.2023). Die Gruppe verlbte weiterhin
Anschlage auf die Zivilbevdlkerung, insbesondere auf die schiitischen Hazara (HRW 12.1.2023). Die Taliban-
Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin Operationen zur Bekdmpfung des ISKP durch, unter anderem in den Provinzen
Kabul, Herat, Balkh, Faryab, Jawzjan, Nimroz, Parwan, Kunduz und Takhar (UNGA 20.6.2023).

Im Zuge einer im Auftrag der Staatendokumentation von ATR Consulting im November 2021 in Kabul, Herat und
Mazar-e Sharif durchgefiihrten Studie gaben 68,3 % der Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu fuhlen. Es
wird jedoch darauf hingewiesen, dass diese Ergebnisse nicht auf die gesamte Region oder das ganze Land
hochgerechnet werden kénnen. Die Befragten wurden gefragt, wie sicher sie sich in ihrer Nachbarschaft fihlen, was
sich davon unterscheidet, ob sie sich unter dem Taliban-Regime sicher fiihlen oder ob sie die Taliban als
Sicherheitsgaranten betrachten, oder ob sie sich in anderen Teilen ihrer Stadt oder anderswo im Land sicher fihlen
wulrden. Das Sicherheitsgefuhl ist auch davon abhangig, in welchem Ausmal? die Befragten ihre Nachbarn kennen und
wie vertraut sie mit ihrer Nachbarschaft sind und nicht darauf, wie sehr sie sich in Sachen Sicherheit auf externe
Akteure verlassen. Nicht erfasst wurde in der Studie, inwieweit bei den Befragten Sicherheitsangste oder Bedenken in
Hinblick auf die Taliban oder Gruppen wie den ISKP vorliegen. In Bezug auf Strallenkriminalitat und Gewalt gaben 79,7
% bzw. 70,7 % der Befragen an, zwischen September und Oktober 2021 keiner Gewalt ausgesetzt gewesen zu sein. An
dieser Stelle ist zu beachten, dass die Ergebnisse nicht erfassen, welche MalRnahmen der Risikominderung von den
Befragten durchgefuhrt werden, wie z. B.: die Verringerung der Zeit, die sie aulRerhalb ihres Hauses verbringen, die
Anderung ihres Verhaltens, einschlieRlich ihres Kaufverhaltens, um weniger Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, sowie
die Einschrankung der Bewegung von Frauen und Madchen im Freien (ATR/STDOK 18.1.2022).

Im Dezember 2022 wurde von ATR Consulting erneut eine Studie im Auftrag der Staatendokumentation durchgefiihrt.
Diesmal ausschlieBlich in Kabul. Hier variiert das Sicherheitsempfinden der Befragten, was laut den Autoren der Studie
daran liegt, dass sich Ansichten der weiblichen und mannlichen Befragten deutlich unterscheiden. Insgesamt gaben
die meisten Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu fihlen, wobei die relativ positive Wahrnehmung der
Sicherheit und die Antworten der Befragten, nach Meinung der Autoren, daran liegt, dass es vielen Befragten aus Angst
vor den Taliban unangenehm war, tber Sicherheitsfragen zu sprechen. Sie weisen auch darauf hin, dass die Sicherheit
in der Nachbarschaft ein schlechtes MaR fur das Sicherheitsempfinden der Menschen und ihre Gedanken Uber das
Leben unter dem Taliban-Regime ist (ATR/STDOK 3.2.2023).

Taliban
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Die Taliban sind eine Uberwiegend paschtunische, islamisch-fundamentalistische Gruppe, die 2021 nach einem
zwanzigjahrigen Aufstand wieder an die Macht in Afghanistan kam (CFR 17.8.2022; vgl. USDOS 12.4.2022a). Die Taliban
bezeichnen ihre Regierung als das "Islamische Emirat Afghanistan" (USIP 17.8.2022; vgl. VOA 1.10.2021), den Titel des
ersten Regimes, das sie in den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte andauernden
Aufstands auch fur sich selbst verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Flhrer, den Emir, herum organisiert,
von dem man glaubt, dass er von Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates und der
Gesellschaft zu beaufsichtigen (USIP 17.8.2022).Die Taliban sind eine Uberwiegend paschtunische, islamisch-
fundamentalistische Gruppe, die 2021 nach einem zwanzigjahrigen Aufstand wieder an die Macht in Afghanistan kam
(CFR 17.8.2022; vergleiche USDOS 12.4.2022a). Die Taliban bezeichnen ihre Regierung als das "Islamische Emirat
Afghanistan" (USIP 17.8.2022; vergleiche VOA 1.10.2021), den Titel des ersten Regimes, das sie in den 1990er-Jahren
errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte andauernden Aufstands auch fir sich selbst verwendeten. Das
Emirat ist um einen obersten Fuhrer, den Emir, herum organisiert, von dem man glaubt, dass er von Gott mit der
Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates und der Gesellschaft zu beaufsichtigen (USIP 17.8.2022).

Nach der US-gefuhrten Invasion, mit der das ursprungliche Regime 2001 gesturzt wurde, gruppierten sich die Taliban
jenseits der Grenze in Pakistan neu und begannen weniger als zehn Jahre nach ihrem Sturz mit der Riickeroberung von
Gebieten (CFR 17.8.2022). Nachdem die Vereinigten Staaten ihre verbleibenden Truppen im August 2021 aus
Afghanistan abzogen, eroberten die Taliban mit einer raschen Offensive die Macht in Afghanistan (CFR 17.8.2022; vgl.
USDOS 12.4.2022a). Am 15.8.2021 floh der bisherige afghanische Prasident Ashraf Ghani aus Afghanistan und die
Taliban nahmen Kabul als die letzte aller groRen afghanischen Stadte ein (BBC 15.8.2022; vgl. Al 29.3.2022).Nach der
US-gefuhrten Invasion, mit der das urspriingliche Regime 2001 gestlrzt wurde, gruppierten sich die Taliban jenseits
der Grenze in Pakistan neu und begannen weniger als zehn Jahre nach ihrem Sturz mit der Rlckeroberung von
Gebieten (CFR 17.8.2022). Nachdem die Vereinigten Staaten ihre verbleibenden Truppen im August 2021 aus
Afghanistan abzogen, eroberten die Taliban mit einer raschen Offensive die Macht in Afghanistan (CFR 17.8.2022;
vergleiche USDOS 12.4.2022a). Am 15.8.2021 floh der bisherige afghanische Prasident Ashraf Ghani aus Afghanistan
und die Taliban nahmen Kabul als die letzte aller groRBen afghanischen Stadte ein (BBC 15.8.2022; vergleiche Al
29.3.2022).

Die Taliban-Regierung weist eine starre hierarchische Struktur auf, deren oberstes Gremium die Quetta-Shura ist (EER
10.2022), benannt nach der Stadt in Pakistan, in der Mullah Mohammed Omar, der erste Anflhrer der Taliban, und
seine wichtigsten Helfer nach der US-Invasion Zuflucht gesucht haben sollen. Sie wird von Mawlawi Hibatullah
Akhundzada geleitet (CFR 17.8.2022; vgl. Rehman A./PJIA 6.2022), dem obersten Fihrer der Taliban (Afghan Bios
7.7.2022a; vgl. CFR 17.8.2022, Rehman A./PJIA 6.2022). Er gilt als die ultimative Autoritat' in allen religidsen, politischen
und militarischen Angelegenheiten (EUAA 8.2022a; vgl. Afghan Bios 7.7.2022a, REU 7.9.2021a).Die Taliban-Regierung
weist eine starre hierarchische Struktur auf, deren oberstes Gremium die Quetta-Shura ist (EER 10.2022), benannt
nach der Stadt in Pakistan, in der Mullah Mohammed Omar, der erste Anfihrer der Taliban, und seine wichtigsten
Helfer nach der US-Invasion Zuflucht gesucht haben sollen. Sie wird von Mawlawi Hibatullah Akhundzada geleitet (CFR
17.8.2022; vergleiche Rehman A./PJIA 6.2022), dem obersten Fihrer der Taliban (Afghan Bios 7.7.2022a; vergleiche CFR
17.8.2022, Rehman A./PJIA 6.2022). Er gilt als die ultimative Autoritat' in allen religidsen, politischen und militarischen
Angelegenheiten (EUAA 8.2022a; vergleiche Afghan Bios 7.7.2022a, REU 7.9.2021a).

Vor der Machtibernahme der Taliban im August 2021 unterstand die militarische Befehlskette der Kommission fur
militarische Angelegenheiten der Taliban. Diese Einrichtung wurde von Mullah Yaqoob, der 2020 zum Leiter der
militarischen Operationen der Taliban ernannt wurde, sowie Sirajuddin Haqgani, dem Anflhrer des Haqqani-
Netzwerks, dominiert (EUAA 8.2022a, RFE/RL 6.8.2021). Die Kommission fiir militdrische Angelegenheiten funktionierte
ahnlich wie ein Ministerium, mit "Vertretern auf Zonen-, Provinz- und Distriktebene" (VOA 5.9.2021; vgl. EUAA
8.2022a).Vor der Machtibernahme der Taliban im August 2021 unterstand die militarische Befehlskette der
Kommission fir militdrische Angelegenheiten der Taliban. Diese Einrichtung wurde von Mullah Yagoob, der 2020 zum
Leiter der militarischen Operationen der Taliban ernannt wurde, sowie Sirajuddin Haqqgani, dem Anfuhrer des
Haqggani-Netzwerks, dominiert (EUAA 8.2022a, RFE/RL 6.8.2021). Die Kommission fur militarische Angelegenheiten
funktionierte dhnlich wie ein Ministerium, mit "Vertretern auf Zonen-, Provinz- und Distriktebene" (VOA
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